
Straße Entscheidungen

gem. Art. l7 Abs. 2 CMR von der Haftung befreit gewesen

iei. Die Beklagte habe ausführlich zu den Sicherungsmaß-

nahmen am Lkw, insbesondere zu dem Einsatz einer sog.

spanischen Kralle vorgetragen. Soweit das Landgericht den

Einsatz e ines weiteren Fahrers fordere, überspanne es die An-
forderung des Art. 17 Abs. 2 CMR in unzumutbarer \7eise.

Der gewählte Parkplau sei in gleicher \feise für eine Ruhe-

pause geeignet gewesen wie der wenige Kilometer entfernte

gesicherte Parkplatz. Die Allgemeinen Beforderungsbedin-
gungen der Kiägerin seien nicht wirksam in den Vertrag ein-

bezogen worden, weil sie in der der-rtschen Sprache abgefasst

seien, während sämtliche wichtigen Vertragsvereinbarungen

in Englisch niedergelegt seien.

t.l
II.

Die zuiässige, insbesondere form- und fristgerecht eingelegte

und begründete Berufung ist gem. 5 522 Abs. 2 ZPO ohne

mündliche Verhandlung durch einstimmigen Beschluss zu-

rückzuweisen.

Die Rechtssache hat keine grundsäziiche Bedeutung und
weder die Fortbildung des Rechts noch die Sicherung einer

einheitlichen Rechtsprechung erfordern eine Entscheidung

des Berufungsgerichts durch Urteil. Eine mündiiche Ver-

handlung ist auch unter Berücksichtigung von Bedeutung,

Umfang und Schwierigkeitsgrad der Sache nicht geboten.

Die Berufung hat- wie es in S 522 Abs' 2 Nr' 1 ZPO wei-
rer vorausgesetzt wird - auch offensichtlich keine Aussicht

auf Erfolg. Die angefochtene Entscheidung beruht weder auf
einer Rechtsverletzung i'S'd. S 546 ZPO, noch rechtfertigen

die nach S 529 ZPO zugrunde zu legenden Tatsachen eine

andere Entscheidung (S 513 Abs. 1 ZPO). Auf den Hinweis-

beschluss des Senats vom 04.11.2022 wird insofern Bezug

genommen. Eine Stellungnahme der Beklagten hierzu ist

nichr erfolgt.

t.l
Einsender: RA Benjamin Grimme, Hamburg

5 5 425 Abs 1, 435, 449 HGB; Ziff . 22.1, 22.2, 22.4 ADSp

2016

1. Werden Medikamente während der Beförderung ver-

tragswidrig nicht (zureichend) gekühlt, bleibt der Ersatz-

berechtigte dennoch für die ordnungsgemäße Vorküh-
lung der Güter innerhalb der gesamten Kühlkette vor
Übergabe an den Frachtführer voll darlegungs- und be-

weisbelastet.

2. Eine reine Übergabequittung begründet weder die Ver-

mutung, noch den Anscheinsbeweis einer ordnungsge-
mäßen Vorkühlung der Güter für eine - durch den Fracht-

führer nicht näher überprüfbare - Vielzahl von stattge-
fundenen Vortransporten und Lagerungen der Güter.

3. Einem hochspezialisierten Transportdienstleister für
die Beförderung von Medikamenten ist kein qualifizier-

tes Verschulden vorzuwerfen, wenn ein Mitarbeiter ver-

sehentlich beim Umschlag der Sendung Medikamente in

den Ambientbereich eines Kühlfahrzeugs (mit deutlich
höheren Temperaturen als vertraglich geschuldet) verlädt'

4. Die individualvertraglich vereinbarte Haftungsbe-
grenzung von 750 € pro Packstück entfällt nicht nach

ziff. 27 .1 ADSp 2016.

5. Die individualvertraglich vereinbarte Haftungsbegren-
zung von 750 € pro Packstück entfällt gem. S 449 HGB

auch nicht im Falle eines leichtfertigen Verschuldens

nach 5 435 HGB.

lLeitsätze des Einsendersl

OLG Karlsruhe, Urt. v. 2A.O7.2023 - 15 U 140/22

(vorgehend: LG Mannheim, Urt. v. 13.10.2022 - 22 O

12122 [= TianspR 2023,226])

I.

Die Klägerin nimmt die Beklagte aus einem Tlansport von

krihlpflichtigen Arzneimitteln auf Schadensersatz in Arr-

spruch.

Zwischen der Klägerin und der Beklagten, einem spe-

zialisierten Tiansportdienstleister, der ein Netzwerk für

Transportdiensdeistungen für temperaturgefiihrte Pro-

dukte in Deutschland unterhält, besteht seit 201512016

ein als,Dienstleistervertrag( bezeichneter Rahmenvertrag,

t.ltl
Die C. GmbH verkaufte im September 2021 kühlpflichtige
Medikamente für die Humanmedizin mit einem \7ert von

ßJ10,43 € an die S P GmbH. Auf die als Anlage K I vor-

gelegte Rechnung und den a1s Anlage K 2 vorgelegten Liefer-

schein wird verwiesen.

Mit dem Tiansport der rWare zum Sitz der Käuferin, der in

einem Temperaturbereich zwischen +2 bis +8 'C erfolgen

sollte, beauftragte die Klägerin die Beklagte zu 6xen Ko'sten

auf der Grundlage des o.g. Rahmenvertrags' Die Klägerin

gab den'ü/ert des Sendungsguts (Sendungsgewicht 2'8 kg)

gegenüber der Beklagten nicht an.

Die lVare wurde bei der Beklagten in Baunatal angeliefert

und dort von dieser übernommen.

Lagerpersonal der Beklagten verlud die Sendung am Mor-
gen des 22.09.2021 um 3.33 Uhr versehendich in den Am-

bientbereich des Fahrzeugs, der temperiert ist zwischen 15"C

und 25'C. Im Zeitraum zwischen 3.33 Uhr und 9.38 Uhr

wurde das Gut bei Temperaturen zwischen 17'C und 22'C
transportiert, wie Mitarbeiter der Bekiagten bei Ankunft am

Standort der Beklagten in München feststellten'

Die Beklagte teilte der Klägerin die Temperaturabweichung

am 23.09 .2021 mit und bat um Prüfung und Rückmeldung,

was mit der'Ware, die zwischenzeitlich in einem Tempera-

turbereich zwischen 2 und B"C in Baunatal gelagert werde,

geschehen solle.

Auf Mitteilung der Klägerin vom 01.10 .2021, sie halte die

Bekiagte für den entstandenen Schaden fur haftbar, wies die

Beklagte mit E-Mail vom selben Täg Ansprüche der Klägerin

zurück.

Die Kägerin verlangt mit der Behauptung, an dem Sen-

dungsguc sei ein Totalschaden eingetreten, Ersatz- des \ferts
der'Ware.
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Sie hat geltend gemacht, die Beklagte habe die Medikamente
vollständig, unversehrt, zureichend vorgekühlt und verkehrs-
Fähig, insbesondere ohne Unterbrechung der Kühlkette,
übernommen. Dies habe die Beklagte mit der Unterschrift
auf dem als Anlage K 6 vorgelegten CMR-Frachtbrief be-
stärigt, wobei zu beachren sei, dass die Beklagte ausweislich
des Frachwerrrags. zur überprüfung der ordnungsgemäßen
Temperatur bei Übernahme verpflichret gewesen sei. Die
Sendungspapiere begründeten bereits einelatsächliche Ver-
murung dafür, dass der Beklagten die Güter voilständig und
unversehrr übergeben worden seien. Die Beklagte könne
nicht unter Verweis auf vermeintlich mögliche-T.^p.."-
turunterbrechungen in grauer Vorzeit die ordnungsgemäße
Temperatur bei übernahme bestreiten. Jedenfalls bäähe ein
Anscheinsbeweis dafür, dass der streirgegenständliche Scha-
den durch die Temperaturschwankungen im Gewahrsam der
Beldagten eingetreten sei.

Die Medikamente härten ihre Verkehrsf:lhigkeit aufgrund
der Temperaturabweichung beim Tianspo.t turch d[ g.-
klagte verloren. Allein durch die Temperaturabweichung
gehe die Zulassung verloren.

Der Höhe nach hafte die Beklagte unbeschränkt. Ein ver-
tragswidriges Verhalren eines Frachtführers begründe im-
mer ein qualifiziertes Verschulden. Den Mitarbeitern der
Beklagten sei ein solches vorzuwerfen. Bei der Verpflich-
tung, die Güter in dem zugelassenen Temperaturbereich
7,u transporrieren, habe es sich um eine Kardinalpflicht
der Beklagten gehandelt. Ihre Mitarbeiter hätten bei
Verursachung des. Schadens mindestens grob fahrlässig,
tatsächlich sogar bewusst leichtfertig i.S.d. S 435 HGB
gehandek. Bei der Beklagten sei der Umschlag und die
Erreichbarkeit von Anschlussrransporre.r ro ..r[ getaktet,
dass eine vertragsgemäße SchnittstelienkontrJle ausge-
schlossen gewesen sei.

Sie, die KllSerin, sei aktivlegitimiert. Ihre Berechtigung,
den der Verkäuferin enrstandenen Schaden im eigeneri Nä-

1gn un{ auf eigene Rechnung geitend zu machen, folge aus
S 421 Abs. 1 Sarz3 HGB und den Grundsätzen der 

-Dritt-

schadensliquidation. Die Verkäuferin gehöre ihrem, der Kä-
gerin, Konzernverbund an, und habe sie, die Klägerin, aus-
drücklich ermächtigt, den Schaden im eigenen Nämen und
auf eigene Rechnung geltend zu machen.

t...1

Die Beklagte[...] hat die Aktivlegitimation der Klägerin in
Abrede gestellt. Ein eigener Schaden sei der Klägerii schon
nicht entstanden, weil sie die Gürer nicht vertauft habe.
\Teshalb sie berechtigt sein sollte, Ansprüche der Verkäuferin
geltend zu machen, sei nicht nachvollziehbar.

Lediglich ein menschliches Augenblicksversagen habe dazu
geführt, dass das Gut in den falschen Temperaturbereich des
Fahrzeugs verladen worden sei. Ein leichifertiges Verschul-
den, ausgelöst in dem Bewusstsein, dass ein Schaden mit
\X/ahrscheinlichkeit eintreten werde, liege darin nichr. Die
Parteien hätten im Übrigen für Temperaturabweichungen
der vorliegenden Art - individualvertraglich ausgeh"rrd.lt -
eine beschränkte Haftung von 750,00 € pro packstück ver-
einbart.

Der Eintritt eines Schadens werde bestritten.

Es sei nicht richtig, dass an den Gütern immer gleich ein
Totalschaden einrrere, wenn und soweit eine geringftigige,
zeitlich eingegrenzte Temperaturabweichung ..rt t.h.. 

-F-ti,

eines der rransporriemen Medikamente, A., lasse sich dem
Internet entnehmen, dass dieses zwar empfohlenerweise im
Kühlschrank zwischen 2"C und 8"C gelagerr werden solle, al-
lerdings sei es auch erlaubt, den A.Pen bii zu einer \7oche bei
Raumtemperatur zu lagern, so dass feststehe, dass es durch
die streitgegenständliche Temperaturabweichung nicht zu
einer Beschädigung dieses Medikaments gekommen sein
könne. Für die übrigen rransporrierren MJikamente gehe
Entsprechendes.

Ferner stehe nicht fest, ob die Güter im Zeitpunkt der über_
nahme tatsächlich noch beschädigungsfrei gewesen seien.
Es handele sich - insoweit unstreitig - um Reimporre von
bereits mehrfach aus- und eingeftihrten Medikament.n, di.
verschiedene Vortransporte und Lagerzeiträume über ver-
schiedene Großhändler und Dienstleister hinter sich gehabt
hätten, denn die Klägerin habe sich genau hierauf - aä a"-
kauf, die Aufarbeitung und den Vertrieb von EU-Verbrin-
gungsware - spezialisiert. Die Klägerin müsse daher, wenn sie
einen Totalschaden in ihrem, der Beklagten, Obhutsbereich
behaupte, zur vollen überr.ug,r.rg des Cerichts nachweisen,
dass für alle streitgegenständlichen Güter zu jeder Zeit in
ihren Vorläufen immer die vorgeschriebenen -i.-p..".ur.n
vo1 2"! bis 8'C aufjedem Tiansport und bei jeder Lagerung
und jedem Vorhändler eingehalten worden ,.i.n.
Der Klägerin sei jedenfalls ein Miwerschulden in Höhe von
mindestens 50 o/o anzulasren wegen der unterbliebenen ver-
traglich vereinbarren \Wertdeklaration und des unterlassenen
Hinweises auf einen außergewöhnlich hohen Schaden.

Das Landgericht, dessen Urteil vom 13.10.2022 in TlanspR
2023, 5.226 b\s 229, veröffentlicht ist, hat der Klage ohne
Durchführung einer Beweisaufnahme voliumfändiÄ srarr-
gegeben. Die Berechdgung der Klägerin, den der Verkäu-
ferin entstandenen Schaden im eigenen Namen und auf
eigene Rechnung geltend zu machen, foige aus S 42i Abs. I
Satz 3 HGB sowie den Grundsätzen der Drittschadensliqui-
dation. Ausweislich des Frachtbriefs habe die Beklagte mit
der Unterschrift ihres Mitarbeiters den vollständigen und
unversehrten Erhalt der Gürer quittiert. Da unstreidg sei,
dass das Transportgut im Gewahrsam der BekJagt.., ,ri.h,
entsprechend den erteilten Temperaturvorgaben beftirderr
worden sei und irgendwie geartete Anhaltspunkte dafür, dass
die Güter bereits zuvor unangemessenen Temperaturen aus-
gesetzt gewesen seien, nicht ersichdich seien, sei prima facie
zu vermuren, dass die Medikamente ihre Verkehrsfahigkeit
infolge der Temperaturschwankungen im Gewahrsarri der
Beklagten verloren hätten. Die Vermutung des Frachtbriefs
für eine ausreichende Vorkühlung habe die Beklagte nichr
widerlegt. Da es nach Arr. 8 Abs. I Nr. 1 des Arzneimittelge-
setzes verboren sei, Arzneimittel in den Verkehr zu bringen,
die durch Abweichung von den anerkannren pharmazeuti-
schen Regeln in ihrer Q'"lität nicht unerhebliih gemindert
seien, was hier der Fall sei, weii die gekühlt zu rransportie-
renden Medikamente sechs Srunden in einem Temperatur-
bereich von 17 ,2 "C bis 27,7"C befordert worden seien, hät,
ten die Arzneimittel ihre Verkehrs{ähigkeir verloren, weshalb
sie nicht mehr verkauft und angewender werden dürften. Die
Ansprüche der Klägerin seien nicht auf750,00 € beschränkt,
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weil der Beklagten ein qualifiziertes Verschulden i.S.v. S 435

HGB zur Last falle. Mit der falschen Einordnung der Medi-
kamente habe der Lagermitarbeiter seine Kontrollpflichten
bezüglich der zwingend temperaturgeführten Medikamente
auf dem Gebiet der Humanmedizin gröblichst verletzt. Die
Ansprüche der Klägerin seien auch nicht aufgrund eines

sie treflenden Miwerschuldens eingeschränkt. Es lasst sich

nicht feststellen, dass ein Verhalten der Klägerin den Schaden

miwerursacht habe. Zwar habe sie es unterlassen, auf den

\Tarenwert hinzuweisen. Die Beklagte habe aber nicht vor-

getragen, dass sich im Falle eines Hinweises an ihren Orga-
nisationsabläufen irgenderwas geändert hätte bzw. für diesen

Fall effektivere Sicherheitsvorkehrungen bis zur Ablieferung
der Medikamente getroffen worden wären.

Dagegen richtet sich die Berufung der Beklagten, mit der

sie weiterhin die vollständige Abweisung der Klage anstrebt.

Zur Begründung ihres Rechtsmittels macht sie im \üesent-
Iichen geltend:

Das Landgericht habe das Vorliegen der Voraussetzungen der

Drittschadensliquidation nicht näher begründet. Diese lägen

auch nicht vor. Dass vertragliche Verbindungen zwischen der

Klägerin und der Verkäuferin bestünden, habe die Klägerin
nicht nachvollziehbar vorgetragen und sei vom Landgericht
auch nichc festgestellt worden. Zu Unrecht sei das Landge-

richt davon ausgegangen, mit der Anlage K 6 liege ein CMR-
Frachrbrief vor, der die tatsächliche Vermutung für die Un-
beschädigtheit des Gutes begründe. Mangels CMR-Tians-
port könne auch kein CMR-Frachtbrief vorgelegen haben.

Zw anderen habe das Landgericht verkannt, dass nach der

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs der Anspruchsteller,
der vom Frachtftihrer Schadensersatz mit der Begründung
beanspruche, Tiefkühlware sei während des tansports nicht
ausreichend gekühlt worden, darlegen und beweisen müsse,

dass er dem Frachführer das Tansportgut in ordnungsge-

mäßem gekühitem Zustand übergeben habe. Diesen Nach-
weis habe die Klägerin nicht geftihrt. Das Landgericht habe

keinerlei Beweise erhoben. ihren, der Beklagten, Vortrag,
wonach die K1ägerin bzw. die Verkäuferin mit reimportier-
ten Kühigütern handele, die durch eine Vielzahl von Händen
sowohl zu europäischen Distributoren hin- als auch wieder
zurückbefördert worden seien, habe das Landgericht nicht
beachtet. Die Klägerin sei in der Pficht, lückenlos nachat-

weisen, dass bei sämtlichen Transporten und Lagerungen
jeweils die Temperatur von 2'C bis 8'C durchweg eingehal-

ten worden sei, wenn sie eine Unbeschädigtheit der Güter
gerade im Hinblick auf ihre Vorkühlung behaupte, die nicht
Gegenstand des Frachtpapiers der Anlage K 6 gewesen sei.

Diese Beweislaswerteilung habe das Landgericht verkannt.

Auch habe das Landgericht verkannt, dass ein Schaden an

den streitgegenständlichen Gütern nicht nachgewiesen wor-
den sei. Allein durch eine sechsstün dige Zeiriberschreitung
der vorgeschriebenen Temperaturführung könne oder müsse

es nach den Herstellerangaben nicht zu einer Beschädigung

des Gutes gekommen sein. Den von ihr, der Beklagten, unter
Verwahrung gegen die Beweislast angebotenen Sachverstän-

digenbeweis habe das Landgericht fehlerhaft nicht erhoben,

sondern den Beweisantritt übergangen. Auch insoweit habe

das Landgericht die Beweislast verkannt, die die Klägerin zu

tragen habe, weil sie für einen Schaden im Zusammenhang
mit einer fehlerhaften Temperaturführung darlegungs- und

beweisbelastet sei.Zu Unrecht habe das Landgericht ihr, der
Beklagten, ferner Leichtfertigkeit vorgeworfen. Es habe die
Anforderungen an die Lagerorganisation verkannt und die
tatsächlichen Umstände nicht hinreichend gewürdigt. Dass

trotz der umfänglichen Sicherheitsvorkehrungen einem Mit-
arbeiter morgens um 3:33 Uhr ein Fehler unterlaufen sei,

sei angesichts des von ihr, der Beklagten vorgehaltenen Or-
ganisation (Betrieb eines DIN O zertifizierten Systems nach

Systemhandbuch und ständige Schulung der Mitarbeiter,
Fahrerhandbuch zu den Arbeitsabläufen in Bezug auf die

Ankunft und die Verladung) als Augenblicksversagen einzu-
ordnen. \feder ein leichtfertiges Verhalten des Mitarbeiters
noch ein grobes Organisationsverschulden lägen vor. Auch
den Miwerschuldenseinwand habe das Landgericht fehler-
haft behandelt. Die Annahme des Landgerichts, sie, die Be-

klagte, müsse nachweisen, dass sich an ihren Organisations-
abläufen im Falle eines Hinweises auf den tVert der Sendung

erwas geändert hätte, sei unzutreffend. Nach der Rechtspre-

chung des Bundesgerichtshofs werde vermutet, dass sich der

Vertragspartner bei entsprechendem Hinweis organisato-

risch anders verhalten und weitere Sicherheitsvorkehrungen
vorgenommen hätte. Auch die vertraglich vereinbarte fixe

Haftungsbeschränkung von750 € pro Packstück habe das

Landgericht ignoriert. Es handele sich um eine wirksame in-
dividualvertragliche Haftungsbegrenzung nach S 449 Abs. 1

Satz 1 HGB.

Die Klägerin [...] verteidigt das angefochtene Urteil unter
\Tiederholung ihres erstinstanzlichen Vorbringens.

Sie trägt außerdem vor, der neue Zulassungsprozess, den die

Medikamente nach der Unterbrechung der KüLl'rlkette hätten
durchlaufen müssen, hätte nicht nur Kosten verursacht, die
den tVert der streitgegenständlichen Medikamente deutlich
überstiegen hätten, sondern wäre auch von einer Dauer ge-

wesen, die das Mindesthaltbarkeitsdatum der Medikamente
überschritten hätte. Überdies behauptet sie, die Haftungs-
beschränkung sei als Aligemeine Geschäftsbedingung wegen

Verstoßes gegen die gesetzlichen Besrimmungen des S 449
HGB und die Bestimmungen der CMR unwirksam. Eine
\Tertdekiarierung hätte nicht zu einer anderen Behandlung

der Sendung seitens der Beklagten geliihrt. Dies habe die Ein-
vernahme von Zeugen in einem Verfahren des OLG Hamm
bereits ergeben. Das Vorbringen der Beklagten zur Organisa-

tion der temperaurgeftihrten Ti'ansporte sei neu und verspätet,

aber auch unerheblich, weil nach dem eigenen Vorbringen der

Beklagten im Hinblick auf die Verzögerung von Vortranspor-
ten und die dadurch ausgelöste Eile, die regelmäßig einträten,

zeitlich und tatsächlich ausgeschlossen sei, dass ein Umschiag

der Sendung nach den Vorgaben der Anlage BB1 erfolgt sei'

II.

Die unbedenklich zulässige Berufung der Beklagten ist über-
wiegend begründet.

Nach dem Ergebnis der vom Senat durchgeführten Beweis-

aufnahme haftet die Beklagte wegen der Temperaturab-
weichung beim tansport der von der Klägerin verkauften
kühlpflichrigen Medikamente aus S 425 Abl 1 HGB i.Vm.
Ziffer 22.1, 22.2, 22.4 ADSp 20 16 l.Y.m. Ziffer I des Nach-
trags Nr. 1 zum Dienstleistervertrag, S 7 des Dienstleister-
vertrags, weil sie die Sendung, die zuvor unbeschädigt war,

insbesondere durchgehend ordnungsgemäß gekühlte Medi-
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kamente enthielr, vertragswidrig bei zu hohen Temperaturen
beftirdert hat, wodurch die Medikamente ihre Verkehrsfä_
higkeit verloren haben. Die Haftung der Beklagten ist aber
nach g 7 Ziffer 3 des Dienstleisterveitrags auf /5O,OO C be_
schränkt. Die Haftungsbeschränkung entfallt nicht wegen
eines, qualifizierten Verschuldens der B.kl"gten. Ein Miwer_
schulden kann der Klägerin nichr angelasr.I *.rden.
Im Einzelnen:

1. Die Klägerin isr zur Geltendmachung des Schadens durch
die behauptete temperarurbedingre Sch"adigung der Medika-
mente legitimiert, und zwar unabhängig io.r"d., zwischen
den Parteien umsrritrenen konzernbedülten Verbundenheit
der Klägerin mit der Verkäuferin.

Das Landgericht hat die Voraussetzungen einer zulässigen
Drittschadensliquidation zu Rechr bejahl.

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichrshoß soll die
Drittschadensliquidation verhindern, J"ss dem Schädiger
durch vertragliche Vereinbarungen zwischen seinem Gläu_
biqer und einem Dritren, die den Schaden vom Gläubiger
aufden Dritten verlagern, ein ungerechtfertigter Vorteil ent_
steht. Die Rechtsbeziehungen zwische., d.Ä Ersatzberech-
tigren und dem Dritten sind für den Schädiger grundsätzlich
ohne Bedeutung. Nach den Grundsätr.n d.", D-ritrschadens_
liquidation ist der Absender - hier die Klägerin _ als Ver_
tragsparmer des Frachtführers daher zur Giltendmachung
von Schäden Dritter aus dem Verlust oder der Beschadigun!
des Transportgures legitimiert, gleichviel ob die Schäden dem
Vertragsparrner des Absenders oder aber dem Endempf,jnger
erwachsen sind (BGH, Urt. v. 1g.03.2010 _ I ZR i8l/ög,
TianspR 2010, 37 6, juris Rn. 47 : llrt. v. 01.06.2006 _ I ZR
?0019? [= TianspR 2006, 308], NI)Z 2006, 3464, jrrris
Rn 18).

Die Klägerin hat zwar den zwischen der C. GmbH als Ver,
käuferin und der S P GmbH geschlossenen Kaufi,ertrag nicht
vorgelegt und auch nichr anderweidg dargelegt, weshäb im
Streitfall abweichend von S 447 BGB de; G-efahrübergang
auf die S P GmbH als Käuferin nicht bereits mit de, AusI
lieferung des Gures an die Beklagre erfolgt sei, so dass nicht
ohne weiteres nachvollziehbar ist, weshalü sowohl die Kläge-
rin als auch die Beklagte davon ausgehen, der Schaden sei 6ei
der Verkäuferin, nicht hingegen beider Käuferin eingetreten.
Letztiich kann dies jedoch dahinstehen. Sowohl im einen wie
im anderen Fall wäre die Klägerin nach den o.g. Grundsät_
zen z:ur Liquidation des Drittschadens berechtigi. \7enn mit
der - an dieser Stelle untersrelken - Beschädig;g d.es Tians_
portgurs nach der Ausgesta.ltung des Vertrags äer Verkäuferin
mit der S P GmbH die Kaufpreisforderung erloschen wäre,
wäre die Verkäuferin geschädigt. 'War der kaufvertrag hin_
g_egen so ausgestalter, dass die Kaufpreiszahiungspflicht der
Käuferin rrorz der Beschädigung der Sendung eÄalten blieb,
wäre 

.die 
Käuferin geschadigt. Nach der Rechtsprechung des

Bundesgerichtshoß ist es ausdrücklich ohne B.i"ng, oü dl.
Schäden dem Vertragspartner des Absenders oder a'ber dem
Endempfänger erwachsen sind (a.a.O.); in beiden Fällen ist
der Absender als Verrragsparrner des Frachtführers zur Gel-
tendmachung von Schäden Dritter legitimiert (a.a.O.).

Die Anwendung der Grundsärze der Dritrschadensliqui_
dation wäre nur dann ausgeschlossen, wenn ..rr*.d., i.,

letztlich Geschädigte auf die Geltendmachung des Schadens
verzichtet härte oder die Geltendmachung jldenfalls nicht
seinemiX/illen entspräche. Das Vorliegen eines solchen Aus_
nahmefalls ist nicht vom Gläubiger Juszuräumen, sondern
vom Schädiger zu beweisen (BGH, Urt. v. 01.06.2006 _
I7R200l03,TianspR 2006,308,juris Rn. 23). Die Beklag_
te hat einen solchen Ausnahmefall nichr einmal behaupt.t."

2. Die Beklagte haftet grundsätzlich aus S 425 Abs. 1 HGB
i.Y.m.Ziffer 22.1,22.2,22.4 ADSp 2016 i.Vm. Ziffer I des
Nachrrags Nr. 1 zum Dienstieisterverrrag, S Z des Dienstleis_
terverrrags für den Transportschaden.

Es ist unstreitig, dass auf der Fahrt von Baunatal nach
München, also während der Obhut der Beklagten, die ftir
die streitgegenständlichen Medikamente vorgeschriebenen
Temperaturen 2"C bis 8"C über einen Zeitraim von ca. 6
Stunden überschritren waren. Dadurch ist eine Beschädi
gung des Tiansportgurs i.S.v. S 425 Abs. I HGB eingetreten.
Der Einwand der Beklagten, es sei nicht festzustellen, dass
in ihrem Obhutsbereich ein Schaden enrstanden sei, greift
nicht durch:

a) 
. 
Ohne_ Erfolg wender die Beklagte ein, das Landgericht

habe zu Unrecht eine Beschädigurrg d., Tiansportguti ohne
Durchführung einer Beweisaufnahme mir d.i Belrtindung
angenommen, eine sechsstündige Gmperaturüberschreitun[
führe dazu, dass die Medikaminte nicht mehr verkehrsfiil
hig seien.

Eine Beschädigung i.S.v. S 425 Abs. 1 HGB kann auch
ohne festgesrellte Substanzverletzung allein aufgrund eines
der betroffenen Sache anhaftenden Schadensv-erdachts in
Betracht kommen (vgl. BGH, tJrt. v. 24.05.2000 - I ZR
84198 l= TianspR 2000,4561, NJ\7-RR 2001,322, jlis
Rn. l9 m.w.N.; Urt. v. I 1.07.2002 - I ZR 36100, TianspR
2002, 440, juris Rn. l4). Denn der potentiell. Erwerü.r
einer mir einem Schadensverdachr behafteten Sache wird im
AJlgemeinen nicht bereit sein, ohne vorherige Ausräumung
des Verdachts ftir die beuoffene Sache d.., uo"ll.., Marktprei!
zt zahlen (a.a.O.). Der bloße, hinreichend begründete 

^Ver_

dacht einer Substanzveränderung ist als Beschääigung zu be_
handeln, wenn er zu einer \Terrminderung des GJt.r!.fthrt
hat, weil er enrweder Tesrs norwendig m-acht oder Jbjektiv
nicht. ausgeräumt werden kann. Dazu gehört auch dei fali,
dass der Verdacht nur unter Kosten ausgeräumt werden kann,
die voraussichdich höher sind als d., \7.rt des Gutes (Kot/er,
TiansportR, 10. Auflage, Rn. 14 n S 425 HGB m.w.N.).
Ersc recht gilt dies für den Verdacht einer durch die unzu_
reichende KüÄlung verursachren nachteiligen Veränderung
von kühlpflichtigen Arzneimitteln der HuÄanmedizin. Diä
Klägerin hat subsrantiiert und unter Vorlage von Gutachten
vorgetragen, Medikamente, die außerhalb des zugelassenen
Temperaturbereichs befördert oder gelagert worJen seien,
hätten erneut die arzneimittelrechtlichen Zulassungsprozesse
zu durchlaufen, wobei Kosten in Höhe eines VielÄchen des
\Tarenwens enrsründen. Es sei daher ein Toralschaden ein_
getreten. In der Berufungsinstanz hat die Klägerin außerdem
unwidersprochen vorgetragen, der erforderliche neue Zuias-
sungsprozess habe eine Dauer, die das Mindesrhaltbarkeits_
datum der Medikamente überschreite. Auch deshalb ist im
Streitfall auch ohne Nachweis einer Substanzveränderung
aufgrund des bloßen Verdachts einer solchen von einem
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Totalschaden auszugehen. Die kühlpfl ichtigen Medikamen-
te konnten wegen der mehrstündigen Unterbrechung der
Kühlkene nicht mehr vertrieben werden.

b) Auch der weitere Einwand der Beklagten, ein in ihrem
Obhutsbereich entstandener Schaden sei nicht nachge-
wiesen, weil das Gut möglicherweise schon vor Beginn des

Tiansports aufgrund von Temperaturabweichungen im Lau-
fe seines olebensn unbrauchbar geworden sei, so dass durch
die streitgegenständliche Beforderung bei Raumtemperarur
keine (weitere) Beschädigung eingetreten sei, bleibt im Er-
gebnis ohne Erfolg.

Nach dem Ergebnis der vom Senat durchgeftihrten Beweis-
aufnahme steht zur Übe.reugung des Senats fest, dass die
Medikamente vor dem Ti"ansport durch die Beklagten stets
ausreichend geküürlt gelagert und transportiert worden waren.

Grundsätzlich hat der Ersatzberechtigte voll (S 286 ZPO)
nachzuweisen, dass der Frachtführer bestimmtes Gut
ohne Beschädigung i.S.d. S 425 HGB übernommen hat
(2.B. BGH, Urt. v. 23.11.2017 - I ZR 5Il16 [= TlanspR
2018, 194), NJ\f-RR 2018, 551, juris Rn. 17; Koller,
tanspR Rn. 41 zu S 425 HGB). Zu Recht hat die Beldagte
daher eingewandt, die Klägerin sei ftir ihre von der Beklag-
ten (zulässigerweise mit Nichrwissen) bestrittene Behaup-
tung einer durchgehenden ordnungsgemäßen Vorkühlung
des Tiansportguts beweispflichtig. Von einem Schadensein-
tritt im Gewahrsam des Frachtführers kann nur ausgegangen

werden, wenn der Zustand des Tiansportguts bei Übergabe
an den Frachführer ordnungsgemäß war und sich im Ob-
hutszeitraum verschlechtert hat (BGH a.a.O., Rn. 2l).

Die fuchtigkeit des Vortrags der Klägerin, das Sendungsgut
sei bei der Beladung in ordnungsgemäßem Zustand gewesen,

wird nicht etwa bereits durch das als Anlage K 6 vorgelegte
Dokument belegt oder vermutet. Das gilt bereits deshalb,
weil in diesem Dokument eine Übernahme durch die Be-
klagte am 23.09.2021 quittiert ist, der Frachtbrief also eine
andere als die streitgegenständliche Sendung betrifft, denn
die streitgegenständliche Sendung ist bereits am 22.09.2021
fehlerhaft zu warm transportiert worden.

Auch das im Termin zur mündlichen Verhandlung über die
Berufung sodann von der Klägerin noch vorgelegte entspre-
chende Dokument vom21.09.2021 (vgl. Anlage zum Proto-
koll vom 30.06.2022) belegt ftir sich genommen nicht und
lässt auch nicht die Vermutung zu, dass die in der Sendung
verpackten Medikamente von ihrer Herstellung an bis zur
Übergabe an die Beklagte stets ordnungsgemäß temperiert
worden sind. Dass die Beklagte den ordnungsgemäßen Emp-
fang des Gutes auf diesem Frachtbrief quittiert hat, reicht hier-
ftir nicht aus. Denn die materielle Beweiskraft der Empfangs-
quittung kann sich zwat auf die Übernahmetemperatur be-

ziehen, die die Beklagte nach dem unbestrittenen Vorbringen
der Klägerin bei Übernahme zu überprüfen hatte, nicht aber

auf die ununterbrochene Kühlkette von der Produktion der
Medikamente bis zur Übernahme durch die Beldagte. So ist
anerkannt, dass die Erschütterung der Beweisftraft in Betracht
kommt, wenn die Empfangsquittung Angaben enthäit, die
der Unterzeichnende ersichtlich oder erwiesenermaßen nicht
bestätigen konnte (BGH a.a.O., Rn. 24: Urt. v. 07. I 1.1985 -
IZR130183 [=TianspR t986,531, NJ\XIRR 1986,250, ju,ris

Rn. 23). Selbst wenn sich das nunmehr vorgelegte Dokument

auf die streitgegenständliche Sendung bezieht, ist damit des-

halb noch nicht belegt, dass die Medikamente durchgehend
von ihrer Herstellung bis zur Anlieferung bei der Beklagten

ordnungsgemziß gekühlt und damit unversehrt waren, weil der

Frachtftihrer eine durchgehende KüÄlkette ab Hersteilung der

Medikamente schlechterdings nicht bestätigen kann (vgl. auch
Brandenburgisches OLG, Urt. v. 15.01.2020 -7 U 1l9l18,
tanspR 2020,349,juris Rn. 29,30).

Auch die aus der Anlage K 7 ersichtlichen Temperaturdaten
haben für die maßgebliche Frage keine Beweiskraft. Denn
auch die K 7 betrifft aufgrund des dort angegebenen Datums
eine andere Sendung.

Der Senat ist dennoch nach dem Ergebnis der nachgeholten
Beweisaufnahme davon überzeugt, dass die in der Sendung
befindlichen Medikamente im Zeitpunkt der Übernahme
durch die Beklagte unversehrt waren, die Kühlkette also

nicht etwa zuvor bereits unterbrochen gewesen war.

So spricht die von den Mitarbeitern der Beklagten vorbe-
haltlos vorgenommene lJnterzeichnung des im Termin zur
mündlichen Verhandlung über die Berufung vorgelegten
Frachtbriefs vom 21.09.2021 jedenfalls für eine ordnungs-
gemäße Temperierung der Sendung im Zeitpunkt der Über-
nahme durch die Bekiagte. Die im Termin zur mündlichen
Verhandiung über die Berufung nachgereichten Tempera-
turaufzeichnungen zum Vortransport am 21.09.2027 von
Hostivice nach Baunatal (vgi. Anlage zum Protokoll vom
30.06.2023) belegen des \Teiteren einen ordnungsgemäß
temperierten Vortransport im Zeitrarm 21.09.2021, 17:03
Uhr bis 21.09.2021, 23:13 Uhr. Die Klägerin hat außer-
dem im Berufungsverfahren ar-rf entsprechenden Hinweis
des Senats für sämtliche in der Sendung befindlichen Me-
dikamente Temperaturaufzeichnungen der Lagerräume so-
wohl des tWareneingangslagers a1s auch des Versandlagers in
Hostivice sowie des Produktionslagers vorgelegt (BK 6 bis
BKl6). Diese Unterlagen konnten in der Berufungsinstanz
noch Berücksichtigung finden. Es liegt schon kein neues An-
griffsmittel i.S.v. S 531 Abs. 2 ZPO vor, weil lediglich das

bereits in erster Instanz gehaltene Vorbringen der Klägerin,
die Medikamente seien bei Übergabe an die Beklagte unver-
sehrt gewesen, konkretisiert worden ist.

In der Zusammenschau dieser Dokumente mit den Anga-
ben der Zeu.ginW, die als Veranrwortliche Person nach S 52a
AMG im Unternehmen der Klägerin tätig ist, vermochte sich
der Senat eine ausreichende Überzeugung davon zu bilden,
dass die transportierten Medikamente vor dem Tiansport
durch die Beklagre keinen schädlichen Temperaturen aus-

gesetzt waren . Die Zergin bekundete ihre sorgFiltig. Über-
prüfung der Temperaturprotokoile betreffend den gesamten
Zeitraum, während dessen sich die Medikamente im Lager
in Hostivice befanden. Es habe in diesem Zeitraum keinerlei
Temperaturabweichungen gegeben. Die Vortransporte von
anderen Großhändlern würden ebenfalls temperaturkontrol-
liert durchgeftihrt und es werde keine \7are ins Lager genom-
men, bei der nicht die Temperatur bei Anlieferung okorrektu
sei. Temperaturabweichungen bei tansporteuren müssten
stets gemeldet werden, was in einem Audit auch kontrolliert
werde. Sämtliche Großhändler unterlägen entsprechenden

Qualitätsanforderungen wie die Klägerin. Die Klägerin be-
ziehe Medikamente nur von anderen zertifizierten Groß-
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händlern oder Herstellern in Europa. Auf der Grundlage die-
ser glaubhaften Darstellung einer lückenlosen überwachung
und Dokumentation der Lager- und Tiansporrremperaruren
temperarurempfindlicher Medikamente hat der Senat keine
vernünftigen Zweifel daran, dass die Medikamente bis zur
Übergabe an die Beklagre srers ordnungsgemäß gekühlt wa-
ren, zumal es - über die mit den Vortransporten verbundene
abstrakte Gefahr hinausgehende - konkrete Anhaltspunkte
für frühere Temperaturabweichungen nicht gibt.

Auf die Frage, ob, wie das OLG Zweibrücken und das
OLG Stungarr meinen (Urt. v. \2.03.2019 - 5 U 63118
[= TianspR 2019, 368], RdT\f 20D, 237, juris Rn.47;
Urr. v. 16.04.2014 - 3 U t50lt3 [= TianspR 20t5, 356],
RdT\f 2U6, 72, juris Rn. 15 ff.), ein Anscheinsbeweis für
die durchgehende Kühlung der Medikamenre vor dem streit-
gegenständlichen liansporr srreiret, und ob das im Streir-
fall auch angesichts der Besonderheit gilt, dass es sich um
reimportierte Arzneimittel handelt, die sich in verschiede-
nen Lagern und auf diversen tansporten befunden haben,
kommt es daher nicht an.

3. Der Höhe nach ist derAnspruch der Klägerin auf 750,00 €
begrenzt.

a) Dies folgt aus der vertraglich vereinbarten Haftungsbe-
grenzung auf 750,00 € pro Packstück in S 7 Zitrer 3 des zwi-
schen den Parteien bestehenden Rahmenvemrags.

Der Rahmenverrrag sieht in S 7 Zitrer 3 eine haftungsbe-
grenzende Pauschalierung vor, die speziell für Schäden be-
dingt durch Temperaturschäden eingreifen soll. Entgegen
der Ansicht der Klägerin ist diese Bestimmung im Streitfall
maßgeblich und nicht etwa durch den als Anlage K 20 vor-
gelegten Nachtrag überholt. Der vereinbarte Nachtrag ersetzt
lediglich S 7 Zitrer I des Vertrags, lässt die übrigen Bestim-
mungen von S 7 des Vertrags aber ausdrückiich unberührt
(S. 2 des Nachtrags: ,Im übrigen bieiben die Regelungen des

S 7 unverändertn).

Dass die in diesem Verfahren streitgegenständliche Lieferung
mehr als ein Packstück umfassre, ist nicht ersichdich. Die
Haftung der Beklagten isr damit gem. S 7 Ziffer 3 des Ver-
trags auf 750,00 € begrenzt.

Die Bestimmung enrhälr eine wirksame Haftungsbegren-
zu.ng.

Es handelt sich um eine individua.lvertragliche Vertragsbe-
stimmung, nicht um eine Allgemeine Geschäftsbedingung.
Die Klägerin kann erstmals in der Berufungsinstanz nicht
mehr beachtlich einwenden, es handele sich tarsächlich um
Allgemeine Geschäftsbedingungen, nachdem sie den be-
reits erstinstanzlich gehaltenen Vortrag der Beklagten, es

handele sich bei den Regelungen in S 7 des Vertrags um
im Einzelnen frei vertraglich ausgehandelre Vertragsbesrim-
mungen, in erster Insranz nicht bestritten hat, $ 531 Abs.2
ZPO. \fenn die Klägerin mit Schriftsatzvom 19.07.2023
behauptet, sie habe das Vorbringen der Beklagten, es han-
dele sich um frei ausgehandelte Vertragsbestimmungen, im
Schriftsatz vom 28.06.2022 bestritten, so trifft das nichr zu.
\7enn sie dort vorbringt, die Haftung der Beklagten richte
sich nach den Bestimmungen der ADSp 2016 und als An-
Iage K 20 den Nachtrag zum Dienstleistervertrag vorlegt, so
stellt dies kein Bestreiten des Zusrandekommens der frag-

lichen Klauseln des Dienstleistervertrags durch freies Aus-
handeln dar. Im Übrig.n lässt - wie dargelegt - der als An-
Iage K20 vorgelegte Nachtrag die übrigen Regelungen des

S 7 ohnehin ausdrücklich unberührt (S.2 des Nachtrags),
so dass 57 Z\trer 3 hiervon nichr rangiert wird. Inwieweit
der Hinweis auf S 7 Ziffer 6 des Rahmenvertrags ein Bestrei,
ten der Behauptung der Beklagten, es handele sich um frei
ausgehandelte Vertragsbestimmungen, darstellen sollte, er-
schließt sich nicht. Enrgegen der Ansicht der Klägerin kann
sie die Behauptung der Beklagten, es handele sich nichr um
Allgemeine Geschäftsbedingungen, sondern um frei aus-
gehandelte Vertragsbestimmungen, auch nicht deshalb in
zweiter Instanz erstmals beachtlich bestreiten, weil in erster
Instanz unerheblich gewesen sei, ob es sich um Allgemeine
Geschdftsbedingungen handele. Die Voraussetzungen fiir
eine Zulassung nach S 531 Abs.2 Nr. i ZPO liegen nicht
vor. Neues Vorbringen ist gem. S 531 Abs. 2 Nr. 1 ZPO nur
dann nicht als verspätet zurückzuweisen, wenn es einen Ge-
sichtspunkt betrifft, der vom Gerichr des ersren Rechtszugs
für unerheblich gehalten worden ist und dessen Zurückhal-
tung durch das erstinstanzliche Verfahren veranlasst worden
ist (BGH, Urt. v. 23.09.2004 - VII ZR t73103, NJ\f-RR
2005, I 67, juris Rn. 1 8; Urr. v. 19.02.2004 - III ZR I 47 I 03,
NJWRR 2004, 927 , juris Rn. 19). Letzteres war hier nicht
der Fall. Das Landgericht hat die Klägerin nicht erwa durch
Hinweise dazu veranlasst, das Vorbringen der Beklagten im
Schriftsatz vom 13.06.2022 unbesrritren zu lassen. Es hat
bis zum einzigen Verhandlungstermin vor Erlass des erst-
instanziichen Urteils und ausweislich des Sitzungsprotokolls
vom 29.09 .2022 auch im Verhandiungstermin keine recht-
lichen Hinweise erteilt, so dass die Klägerin keinen Grund
zu der Annahme hatte, das Landgericht hake die Frage, ob
es sich um AJlgemeine Geschäftsbedingungen handelt, für
unerheblich, mit der Folge, dass das unrerlassene Bestreiten
bzw. Behaupten, es handele sich tatsächlich um Allgemeine
Geschäftsbedingungen, nicht auf eine Beeinflussung durch
das Gericht zurückzuführen ist.

Der AGB-Kontrolle unterliegt die Regelung in S 7 Zjffer 3,
mit der die Haftung ftir Temperaturschäden auf 750,00 €
pro Packstück begrenzt ist, folglich nicht.

Die Vertragsbestimmung ist auch nicht im Hinblick auf
S 276 Abs. 3 BGB unwirksam, wenngleich sie isolierr be-
trachtet die summenmäßige Begrenzung der Haftung un-
abhängig vom Grad des Verschuldens anordnet und damit
auch der Fall des Vorsarzes umfassr sein könnre. Die Parteien
haben aber in S 7 Ziffer 2 des Vertrags geregelt, dass die Haf-
tungsbegrenzungen nicht gelten sollen, wenn der Schaden
vorsätzlich verursacht wurde. Bei interessengerechter Aus-
legung ist diese Bestimmung nicht nur auf die Haftungs-
begrenzungen in S7 Ziffer 1, sondern auch auf diejenige in
5 7 Zitrer 3 des Vertrags zu beziehen. Im übrigen unterläge
die Klausel in S 7 Ziffer 3 als individualvertragliche Bestim-
mung ohnehin nicht dem Verbot der geltungserhaltenden
Reduktion. Auch wenn die in $ 7 Zlffer 2 geregelte Heraus-
nahme des Vorsatzes sich nicht auf die Haftungsbegrenzung
nach S 7 Ziffer 3 6ezöge, bliebe diese ftir Falle unterhalb der
Vorsatzgrenze wirksam, da anzunehmen ist, dass die Parteien
den Dienstleisrervertrag auch ohne eine Vereinbarung über
die Haftung für Vorsatz vorgenommen hätten, S 139 BGB.
Die Bestimmung wäre dahin auszulegen, dass sie nur in dem
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nach S 276 Abs.3 BGB zulässigen Rahmen vereinbart sein

soll (vgl. z.B. Staudinger/Caspers, BGB, Neubearbeitung
2019, Rn. 125 zu S 276 m.w.N.).

b) Dass sich die Beklagte, wie die Klägerin erstmals mit
Schriftsatz vom 19.07.2023 gelrcnd macht, auf haftungsbe-
schränkende Vorschriften nicht berufen könne, weil sie nicht
über zureichenden Versicherungsschutz verfüge, trifü un-
geachtet der Frage, über welchen Haftpflichwersicherungs-
schutz die Beklagte tatsächlich verfügt, nicht zu. Ziffer 28.3

ADSp 20i6 ordnet als Rechtsfolge nicht fristgerechter Vorla-
ge eines vom Auftraggeber verlangten Versicherungsnachwei-

ses an, dass sich der Spediteur auf Haftungsbestimmungen
der ADSp nicht berufen könne. Sich auf eine individualver-
tragliche Haftungsbestimmung zu berufen, verwehrt Zlf-
fer 28.3 ADSp dem Spediteur nicht. Eine solche (5 7 Zitrer 3

des Vertrags) steht aber hier in Rede. Hinzu kommt, dass

weder dargetan noch ersichtlich ist, dass die Klägerin von der

Beklagten überhaupt zu irgendeinem Zeitpunkt die Vorlage

eines Versicherungsnachweises verlangt hätte.

c) Die Haftungsbegrenzung aus S 7 Ziffer 3 des Vertrags ist

nicht wegen eines qualifizierten Verschuldens der Beklagten

entfallen.

Ein \flegfall der Haftungsbegrenzung ergibt sich weder aus

S 435 HGB, noch aus Ziffer27.l ADSp 2016.

Ein \(egfall der Haftungsbegrenzung nachZiffer 27.1 ADSp
2016 kommt schon deshalb nicht in Betracht, weil sich Zif-
fer 27.I nur auf die in den Ziffern 22.2, 22.3, 23.3, 23.4
wd 24 ADSp 2016 genannten Haftungsausschlüsse und
Haftungsbegrenzungen bezieht. Den Vegfall individuaiver-
uaglich vereinbarter Haftungsbestimmungen regeln die Be-

stimmungen inZiffer 27 ADSp 2016 nach ihrem insoweit
eindeutigen lVortlaut nicht.

Auch nach S435 HGB ist das in 57 Zitrer 3 des Vertrags

vereinbarte Haflungsprivileg nicht in \Tegfall geraten. Zum
einen ist S 435 HGB im Streitfall wirksam durch im Einzel-
nen ausgehandelte Vereinbarung abbedungen worden, zum
anderen liegen die Tätbestandsvoraussetzungen des S 435

HGB ftir die Nichtgeltung von Haftungsbegrenzungen im
Streitfall nicht vor:

aa) Die Bestimmungen in S 7 Ziffer 2 und 3 des Rahmen-
vertrags sind dahin auszulegen, dass auch die Vorschriften
zum \flegfall von Haftungsbegrenzungen abbedungen sein

sollen, so dass die Haftungsbegrenzung in jedem Fall gilt, es

sei denn, der Schaden wurde vorsätzlich verursacht. Dies er-

gibt sich aus der Interessenlage und aus S7 Ziffer 2 des Ver-
trags (s.o.). 5 7 Zitrer 3 formuliert ausdrücklich die haftungs-
mäßige Behandlung von Temperaturschäden ungeachtet des

Grades des Verschuldens des Tiansporteurs und beinhaltet
daher eine Abbedingung auch von S 435 HGB. Ausdrück-
lich sind remperaturschäden aus dem in S 7 ziffer 1 des ver-
trags geregelten Haftungsregime ausgenommen und einer

Pauschalregelung unterworfen worden, wobei die Parteien

zugleich in S 7 Ziffer 2 eine Geltung der Haftungsbeschrän-
kungen rin jedem Fall, es sei denn, der Schaden wurde vor-
sätzlich verursachtn, vereinbart haben.

Die Klausel ist auch insoweit wirksam, als sie neben der

Haftungsbegrenzung als solcher ein Abbedingen von S 435

HGB enthält. S 435 HGB ist im Rahmen des S 449 HGB

individualvertraglich abdingbar (vgl. z.B. Ko ller, TransportR,
11. Auflage, Rn. 23 zu S 435). Die Vertragsbestimmung
stellt eine individualvertragliche, im Einzelnen ausgehandel-

te Haftungsbegrenzung nach $ 449 4vbs. 1 HGB dar. \7ie
bereits dargelegt ist das in der Berufungsinstanz erstmals er-

hobene Vorbringen der Klägerin, es handeie sich tatsächlich

nicht um im Einzelnen ausgehandelte Vereinbarungen, son-

dern um Allgemeine Geschäftsbedingungen, nicht zuzulas-

sen, S 53 1 Abs. 2 ZPO. Für die fuchtigkeit des Vorbringens
der Beklagten, die Klauseln seien im Einzelnen frei ausge-

handelt, spricht im Übrigen der Nachtrag zum Diensdeister-
vertrag, in dem S7 Ziffer I verändert, die übrigen Regelun-

gen in $ 7 aber ausdrücklich unverändert gelassen wurden.

Entgegen der Ansicht der Klägerin ergibt sich im Übrigen
auch aus der als Anlage BBI (Kl) vorgelegten Entscheidung
des OLG Hamm nichts anderes. Für unwirksam gehalten hat
das OLG dort eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen

enthaltene Klausel zu einer \flertdeklarationspflicht des Kun-
den und zu den Folgen einer unterlassenen \Tertdeklaration.
Eine Klausel ähnlich der hier behandelten Bestimmung in
S 7 Ziffer 3 des Rahmenvertrags ist nicht Gegenstand der

dortigen Entscheidung.

bb) Dessen ungeachtet könnte sich die Beklagte auch dann
auf die Haftungsbegrenzung aus S 7 Ziffer 3 des Rahmenver-

trags berufen, wenn diese unter dem Vorbehalt qualifizierten
Verschuldens i.S.v. S 435F{GB stünde.

Die Voraussetzrngen ftir einen \nZegfall der Haftungsbegren-

zungen nach S 435 HGB sind nicht gegeben. Der Beklagten

ist kein qualifiziertes Verschulden i.S.v. S 435 HGB anzulasten.

Nach dieser Vorschrift gelten die Haftungsbefreiungen und
-begrenzungen des Frachtrechts sowohl dem Grunde als auch

der Höhe nach nicht, wenn der Schaden auf eine Handlung
oder Unterlassung zurückzuführen ist, die der Frachtführer
oder eine in S 428 HGB genannte Person vorsätzlich oder

leichtfertig und in dem Bewusstsein, dass ein Schaden mit
\Wahrscheinlichkeit eintreten werde, begangen hat.

Das Tatbestandsmerkmal der Leichtfertigkeit erfordert
einen besonders schweren Pflichtenverstoß, bei dem sich der

Frachtführer oder seine Leute in krasser \feise über die Si-

cherheitsinteressen des Vertragspartners hinwegsetzen. Das

subjektive Erfordernis des Bewusstseins von der tVahrschein-

lichkeit des Schadenseintritts ist eine sich dem Handelnden
aus seinem leichtfertigen Verhalten aufdrängende Erkennt-
nis, es werde wahrscheinlich ein Schaden entstehen. Eine

solche Erkenntnis als innere Tatsache ist dann anzunehmen,

wenn das leichtfertige Verhalten nach seinem Inhalt und
nach den Umständen, unter denen es aufgetreten ist, diese

Folgerung rechtfertigt (2.B. BGH, Urt. v. 30.09.2010 -IZR
39109,BGHZ 187,l4r,juris Rn. 24).

Es ist unstreitig, dass die Temperaturabweichung während
des Tiansports darauf zurückzuführen ist, dass die streit-
gegenständliche Sendung am Morgen des 22.09.2021 um

3.33 IJHr vom Lagerpersonal versehentlich in den Ambient-
bereich des Sattelaufliegers mit Thermokofferaufbau geladen

wurde, der zwischen 15 "C und 25 "C temperiert ist, anstatt

die Sendung in den Kühlbereich des Fahrzeugs zu verladen.

Dass die Leute der Beklagten sich damit in krasser \feise
über die Sicherheitsinteressen der Klägerin hinweggesetzt
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hätten, kann nicht festgestellt werden. Es wurde vielmehr
im Rahmen einer grundsätzlich ausreichenden Organisation
der Schnirtstelle, für die die Beklagte ihren Mitarbeitern
die- Vorgaben des als_ Anlage BBI (Eekl) vorgelegten Fah_
rerhandbuchs gemacht hat, aufgrund eines menschlichen
Augenblicksversagens eines Mitaibeiters ein Fehler began_
gen, indem dieser die kühlpflichtige Sendung fülschlicier_
weise nicht in den auf +2 "C bis +g .C geküh"iren, sond.ern
trotz_ ordnungsgemäßer Erfassung des päckstücks als ktihl-
pflichtig dennoch aus Versehen in den Ambientbereich des
Tiansportfahrzeugs verladen har. Zwar ist beim Verladen der
Sendung - zumal bei remperarurgeftihrten Arzneimitteln der
Humanmedizin - äußerste Sorgfalr anzuwenden. Auch bei
Anwendung größter Sorgfalt sind Fehler indes nicht immer
zu vermeiden; diese allein reichen noch nicht aus, um einen
,krassenn Pflichwerstoß im Vergieich zur bloßen objektiven
Fahrlässigkeit zu begründen. Oabei kann dahinst.h.rr, ob,
wie die Klägerin behauptet, wegen der Kürze der der Be_
klagten hierfür zur Verfügung stehenden Zeft 6ei vorher_
sehbarer verkehrsbedingter Veizögerung eine Befolgung der
in der_Anlage BBI (Bekl) uo.g.r.h..,Ä MaßnahÄen,"ins_
besondere eine zureichende Ein- und Ausgangskontrolle, un_
möglich war. Hierauf kommr es nicht anl ,Jd"r, sich auch
eine Beweisaufnahme hierzu erübrigt. Ungeachtet erwaigen
Zeitdrucks ist das versehentliche V.ib.irrgÄ in den falscien
Gmperaturbereich des tansportfahrre,rfs mit Biick auf das
Maß des Verschuldensvor*uif, als weit iveniger schwerwie_
gend einzustufen als erwa bei einer -"rg.lrä.., regelmäßi-
gen Kontrolle der Temperatur während Jes ltansporrs, ins_
besondere wenn die Anzeige im Fahrerhaus evijent nicht
funktioniert (vgl. OLG Düsseldorl Urt. v. 09.10. 2002 _ lg
U 38/02,TianspR 2003,l07,juris; OLG München, Urt. v.
29.07.2010 - 23 U 4922/09, BeckRS 20t0,20436), oder
bei einer Durchführung-des Tiansports krihlpflichtiger Wa_
ren mittels eines nicht funktionsfühigen Krillfahrzägs bei
Außentemperaruren von ca. 30 Grad Celsius ("d. bfC
München, Urt. v. 22.03.2006 - 7 U 5212l05,"TianspR
2006, 40_0, juris), oder einer Durchftihrung des Tt".r.p-t,
von Tiefkühlware in einem Fahrzeug ohnektive Krihlung
(OLG Düsseldorf, Urt. v. 08.1t.iOtl _ 13 U tnlt;,
TianspR 2018, l97,juris). Es ist im Streitfall zu berücksich-
tigen, dass die fehlerhafte Einsortierung in den .Varm_ oder
Kaltbereich des Fahrzeugs nach Fahrtb-eginn {iir den Fahrer
nicht mehr erkennbar und nicht mehr kärrigierbar war, und
dass Sicherheitsvorkehrungen zur Vermeidring von Gmpe_
raturschw. ankungen während des Tiansports die Schädigung
nicht verhindern konnren, der Schaden deshalb nicht etwl
darauf beruht, dass solche Vorkehrungen vom personal der
Beklagten ignoriert worden wären. Es kann daher auch nicht
angenommen werden, die Beklagte bzw. ihre Mitarbeiter
hätten in dem Bewusstsein gehandelt, dass ein Schadens_
eintritt wahrscheinlich isr. Gerade weil es sich um ein ver-
sehentliches, unbewusstes und nicht bemerkres Verladen der
Sendung in den ofalschenn Bereich des Fahrzeugs handelte,
bestehen keine Anhaltspunkte daliir, dass dem Fersonal der
Bek.lagten in diesem Moment oder in der Folgezeit während
des llansports bewusst war oder hätte bewussl sein müssen,
dass es wahrscheinlich zu einer Schädigung des Guts durch
zu hohe Temperaruren kommen wrlrde. DÄ Mirarbeiter der
Beklagten bewussr aufeine Konrrolle verzichret hätten, kann
nicht angenommen werden. Es kommt daher nicht mehr

entscheidend darauf an,-dass nach Anhang 2 zu Anlage2
des Rahmenverrrags, in dem die parteien .Ä. ,Abgr.rrlrrg
der V-eranrwortungsbereiche( vorgenomm.en haben jvgl. Af
lage K5 bzw. B3), bei der Schnitlstelle ,übergabe anin die
Kontrolle der Vortemperierung der Tiansporibehdlter, aber
auch die Kontrolle der vollständig.., phy.ir.h.n Verladung
der Klägerin als Aufrraggeberin oblag. 

^

Enrgegen der Ansicht der Klägerin genügt im Sueitfall nicht
jedes vertragswidrige Verhalten eines FrJchtftihrers, um ihm
ein qualifiziertes Verschulden anzulasren. Ein qualifiziertes
Verschulden wird allerdings regelmäßig dann belaht, wenn
die Par_teien gerade eine dei Sicherung J., Tr".rrportguts die_
nende Vereinbarung geschlossen haben und gegen di.r. uo-
Frachtführer bewusst versroßen wurde (vgl. I.i. ai. von der

f!ägerin ziderte Entscheidung BGH, U;. v.20.01.2005 _
I ZR95l0l, TianspR 2005, 311, juris Rn. 31; BGH, Urt. v.
34.09 .20 1 0 - I ZR 39 / 09 [= Tiansp R 20 t 0, 4371, BGHZ r 87,
l4I, juris Rn. 28 ff.; OLG München, tJn. v. ZB.1O.Z015 _7
U 4228114, ThanspR 20t6,193,juris Rn. t0). \üZelche kon_
kreten Sicherheitsrichtlinien die parteien im Streitfalr für den
Transporr vereinbart haben, gegen die die Beklagte bzw. ihre
Mitarbeiter bewusst verstoßin haben sollen, zeigt die Klä_
gerin nicht auf Allein der Umstand, dass das Gu1 nach der
Parteiabrede in einem Temperarurbereich zwischen +2 und
+8 'C zu rransporrieren war, reicht hierfür nicht aus, weil
sonsr jede Temperaturabweichung während des tansports
ein qualifiziertes Verschulden begründen würde und haf_
tungsbegrenzungen für Temperaturschäden bei remperatur_
geführten Tiansporten regelmäßig ins Leere gingen.

Anders als nach der Regelung in Ziffer 27.1.2 ADSp 2016,
die, wie dargelegt, frir die Frage des Vegfalls der individual-
vertraglich vereinbarten HaftungsbegrÄrrrrg aus S 7 Zif-
fer 3 des Vertrags nichr zur Anwe"d.ing g.l"igt, genügt für
die Annahme der Leichtfertigkeit und d".Jn.*irrÄ"insl dass
ein Schaden mit \Tahrscheinlichkeir eintreren werde, i.S.v.
S 435 HGB die Verletzung verrragswesentlicher pflichten als
solche noch nicht.

d) Ein haftungsausschließendes oder -minderndes Verhalten
der Klägerin nach S 425 Abs.2 HGB, S 254 Abs. 1 BGB
kann nicht festgestellt werden.

Es kommt daher nichr darauf an, dass nach Ansicht des Se_
nats die individualvertragliche Regelung zur Haftung für
Temperaturschäden in S7 Zitrer 3 d.. {ah-e.ru.r,r"gi d.,
Parteien_ dahin auszulegen sein dürfte, dass die BeHagä sich
auf ein Miwerschulden der K_lägerin ohnehin nicht berufen
können soli, weil nach der Interessenlage der Vertragsschlie_
ßenden eine pauschale Abgeltung rrorl T...,.p.r"t,rri.häden
mit bis 2u750,00 € pro Packstück gerade ohne Rücksicht
auf ein envaiges Miwerschuld.n d.r iläg.rin gelten soll.

Ein Miwerschulden der Klägerin wegen unterlassener \Verr-
deklaration oder eines nichierteilten-Hinweises auf die Ge_
fahr eines ungewöhnlich hohen Schadens wäre ohnehin zu
verneinen:

aa) Ein Miwerschulden der Versenderin wegen unrerlassener
\Wertdeklaration (S 425 Abs. 2 HGB, S 254 abs. 1 BGB)
kann nicht festgestellt werden.

Unstreitig. iat die Klägerin zwar die \fertangabe, die ihr
ausweislich der Besrimmung in $ 7 Ziffer 6 des"Rahmenver_
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trags oblag, unterlassen. Die Sendung hatte ein Gewicht von
2,8 kg bei einem \(/ert von 16. I 10,43 €. Der in S 7 Zitrer 6
genannte durchschnittliche \Tarenwert von 1.000 € pro kg
des Rohgewichts der Sendung war daher überschritten. Es

kann aber nicht festgestellt werden, dass die unrerlassene
Angabe des tVerts des zur Beftirderung übergebenen Guts
für den eingetretenen Schaden kausal geworden ist. Die Be-
klagte hat bereits nicht vorgetragen, wie die Behandlung von
wertdeklarierten Pakeren - im Unterschied zu nicht wert-
deklarierten Sendungen - erfolgt und welche zusätzlichen
Sicherungsmaßnahmen dann verhindert hätten, dass es zu
der fehlerhaften Einordnung des Pakets in den Ambientbe-
reich des Tiansportfahrzeugs kam. Die Bestimmung in $ 7
Ziffer 6 des Rahmenvertrags lässt außerdem erkennen, dass

die Pflicht des Absenders zur \(/ertdeklararion bezweckt, dass

gegebenenfalls Vorkehrungen und besondere Sicherungen
gegen Diebstahl vereinbart werden können. Daraus ist er-
sichdich, dass die Beklagte auch im Falle einer -Wertdeklara-

tion allenfalls besondere Vorkehrungen gegen einen Verlust
der Sendung durch Diebstahl trifft, nicht aber gegen Tem-
peraturschäden. Mangels jeglichen Vortrags der Beklagten
zur Art eventuell im Fall einer \Tertdeklaration ergriffener
Schutzmaßnahmen fehlt auch jeder Anhaltspunkt daftir, dass
solche zum Schutz vor Diebstahl ergriffenen Maßnahmen
zugleich einen besseren Schutz vor Beschädigung des Sen-
dungsguts durch Verladung undliansport des Guts in einer
falschen Temperaturzone geftihrt hätren. Angesichts der Be-
stimmung ]n 5 7 Ziffer 6 des Rahmenvenrags hatte deshalb
auch die Klägerin keinen Grund zu der Annahme, eine \7err-
deklaration werde dazu fiihren, dass die Beklagte besondere
Vorkehrungen gegen eine Beschädigung durch unzutrefFen-
de Temperaturführung treffen werde, so dass ihr ein Miwer-
schulden insoweit nicht vorgeworfen werden kann.

bb) Auch ein Miwerschulden der Versenderin dadurch, dass

diese es unterlassen hat, die Beklagte auf den \7ert der Medi-
kamente und den dadurch im Falle ihrer Beschädigung dro-
henden ungewöhnlich hohen Schaden hinzuweisen (g 254
Abs. 2 Satz I BGB), ist ungeachtet dessen, dass die Beklag-
te nach Gesagtem ohnehin lediglich einen Betrag i.H.v.
750,00 € zu ersetzen ha6 zu verneinen.

Der Berufung ist zuzugeben, dass nach der Rechrsprechung
des Bundesgerichtshoß gilt, dass die Ursächlichkeit des Mit-
verschuldens wegen unterlassenen Hinweises auf einen un,
gewöhnlich hohen Schaden nur dann fehlt, wenn der Trans-
porteur trotz eines Hinweises auf den ungewöhnlich hohen
\fert des Gutes keine besonderen Maßnahmen ergriffen
häne (BGH, Urr.. v. 03.07.2008 - I ZR 205106 [= Ti-anspR
2008, 3941, Nj\f-RR 2009, 175, juris Rn. 20 m.wN.; Urt.
v. 01.12.2005 - I ZR 265103 [= TianspR 2006, 208], NfSf-
RR 2006, 1108, juris Rn.22). Davon ist im Streitfall aber
auszugehen. Denn im Hinblick auf die Darlegungs- und Be-
weislast verhdlt es sich nach der Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshoß so, dass bei einem entsprechenden Sachvortrag
des Anspruchstellers zu fehlenden Ursächlichkeit der unter-
lassenen \Tertangabe es nach den ailgemeinen Grundsätzen
dem Frachtftihrer obliegt, darzulegen und gegebenenfalls zu
beweisen, dass der unterlassene Hinweis auf den ungewöhn-
lich hohen \Wert des Gutes Iiir den entstandenen Schaden zu-
mindest mitursächlich war (BGH, rJrt. v. 03.07.2008 - I ZR
205106 [= TianspR 2008, 394], NJ\7-RR 2009, r75, juris
Rn. 20 m.w.N.). Im Streitfall hat die Klägerin die fehlende

Kausalität geltend gemacht, indem sie behauptet hat, der Wert
der zur Beforderung kommenden Güter sei ftir deren Behand-
Iung völlig unerheblich, wie die Mitarbeiter der Beklagten im
Rahmen eines anderen Prozesses als Zeugen ausgesagt hätten.
Der Beklagten als Frachtftihrerin hätte es danach oblegen, dar-
zuiegen und ggf zu beweisen, dass sie bei Hinweis auf den
hohen'Sü'ert des Gutes besondere Maßnahmen ergrifFen hätte.
Dies hat sie weder in erster noch in zweiter Instanz getan.

4. Die Beklagte schuldet Zinsen ab Verzugseintritt in gesetz-
licher Höhe, SS 286, 288 Abs. 1 BGB.

1...1

III.
Die Kostenencscheidung beruht auf S 92 Abs. I Sarz I ZPO.

Der Ausspruch zur vorläufigen Vollstreckbarkeit hat seine
Grundlage in SS 708 Nr. 10, 713 ZPO.

Die Voraussetzungen für eine Revisionszulassung liegen
nicht vor, 5 543 Abs. 2 ZPO.

Die Frage, ob die Bestätigung der ordnungsgemäßen Über-
nahme im Frachtbrief eine Vermutung nicht nur dafür be-
gründet, dass die \Vare der Beklagten ordnungsgemäß ge-
kühlt übergeben worden ist, sondern darüber hinaus auch
dafür, dass sie seit Herstellung ununterbrochen ordnungs-
gemäß gekühk war bzw. ob hierfür ein Anscheinsbeweis
streitet, war nach dem Ergebnis der vom Senat nachgeholten
Beweisaufnahme nicht entscheidungsrelevant.

Dass nach Ansicht des Senats im Streitfall ein qualifiziertes
Verschulden i.S.v. S 435 HGB zu verneinen ist, veranlassr enr-
gegen der Ansicht der Klägerin ebenfalls nicht die Zulassung
der Revision. Für die Annahme qualifizierten Verschuldens
sind stets die konkreren Umstände des Einzelfalls maßgeblich.
Im Übrigen fehlt die Entscheidungserheblichkeit, weil nach der
vom Senat vorgenommenen Vertragsauslegung im Streitfall ein
wirksames Abbedingen von S 435 HGB erfolgt ist.

Anmerkung:

Mit dieser Entscheidung har das OLG Karlsruhe die in
Tiansportrecht 2023 Heft 5 veröffentlichte Entscheidung
des Landgerichts Mannheim aufgehoben und bietet einen
differenzierreren Ausblick auf die Haftung des Frachtführers
im Rahmen von ausgehandelten Verträgen und dem ver-
gleichsweise häufig anzutreffenden Fall, dass einem einfachen
Mitarbeiter bei der Behandlung/Verladung des Gutes ein
(Vertauschungs-)Fehler unterläuft. Der Annahme, dass eine
erteilte Übernahmequittung des be{tjrdernden Frachtführers
die Vermutung einer ordnungsgemäß eingehaltenen Kühl-
kette für die Vielzahl von Vortransporten auslösen kann,
erteilt das OLG mit guten Gründen eine Absage. Die ver,
sehentlich vorgenommene falsche Einordnung eines tempe-
raturgeführten Pakets in den falschen Temperarurbereich des
Fahrzeugs bei im Übrigen regelhaften betrieblichen Abläufen
im Betrieb des Frachtfiihrers begründet nach Aufhssung des

OLG kein grobes Organisationsverschulden, sondern letzr-
lich ein Augenblicksversagen eines einzelnen Mitarbeiters.
Bemerkenswerr ist die vom OLG aufgezeigte Möglichkeit,
seine Haftung individualvertraglich zt \egrenzen, selbst für
den anzunehmenden Fali eines groben Verschuldens.

Einsender: RA Dr. Jens-Berghe Riemer, München
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